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Bonn, den 2. Juni 1 954 


Schnellbricf 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 

Betr.: Durchführung des Bundesbeamtengesetzes und 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

Bezug: Kleine Anfrage 62 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 532 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern der Finanzen 
und für Arbeit beehre ich midi, die Anfrage der Fraktion der 
FDP wie folgt zu beantworten: 

Zu 1 der Anfrage 

Die Vcrwaltungs Vorschriften zur Durchführung des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl. I S. 551) wurden bereits vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Angriff genommen. Das Bundes- 
beamtengesetz brachte eine neue endgültige Regelung des Rechts 
der Beamten des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Seine 
Abschnitte über Versorgung, Beschwerdeweg und Rechtsschutz 
finden auch auf Angehörige des Gesetzes zu Artikel 131 des 
Grundgesetzes Anwendung. Wegen dieser grundsätzlichen Bedeu- 
tung des Bundesbeamtengesetzes hatte die Bundesregierung eine 
längere Anlaufzeit für das Gesetz vorgcschlagen, um dessen Durch- 
führung möglichst zu erleichtern; diesem Vorschläge ist vom Bun- 
destag nicht entsprochen worden. Aus der Natur eines Gesetzge- 
bungswerkes, wie es das Bundesbeamtengesetz darstellt, folgt, daß 
die Ausarbeitung der Verwaltungsvorschriften geraume Zeit benötigt. 
Die Verwaltungsvorschriften müssen nicht nur mit allen Bundes- 
rcssorts, sondern auch mit den Gewerkschaften und Verbänden 
sowie mit dem Bundespersonalausschuß erörtert werden. Hinzu 
kommt die Notwendigkeit einer Abstimmung mit den Ländern, da 
diese den Personenkreis des Gesetzes zu Artikel 131 des Grund- 
gesetzes betreuen und die Verwaltungs Vorschriften zum Bundes- 
beamtengesetz die Grundlage für die Vcrwaltungsvorschriften zum 
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Gesetz zu Artikel 131 des Grundgesetzes in der Fassung des § 192 
des Bundesbeamtengesetzes und des Ersten Änderungsgesetzes bilden, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Die Verwaltungs- 
Vorschriften müssen ferner, um ihre praktische Durchführbarkeit 
sicherzustellen, eingehend mit den durchführenden Behörden be- 
raten werden; aus der Praxis dieser Behörden ergeben sich wesent- 
liche Anregungen für die Ausgestaltung. Es ist daher nidit möglich, 
sofort nach Erlaß eines großen Gesetzgebungswerkes Verwaltungs- 
vorschriften zu veröffentlichen. 

Um die sofortige Anwendung des Bundesbeamtengesetzes und des 
Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes in seiner Neufassung 
zu ermöglichen, wurden alsbald vorläufige Hinweise veröffentlicht, 
und zwar für die Durchführung des Bundesbeamtengesetzes in dem 
Gemeinsamen Ru ndsdi reiben der Bundesminister des Innern und 
der Finanzen vorn 27. Juli 1953 (GMBl. S. 318) und für die 
Durchführung des Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes in 
seiner Neufassung in dem Gemeinsamen Rundsdireiben vom 3. Ok- 
tober 1953 (GMBl. S. 499). Die bisher bestehende Schwierigkeit, 
daß nach § 181 Abs. 7 des Bundesbeamten gesetzes bis zum Erlaß 
der dort erwähnten Richtlinien im Einzelfall die Zustimmung der 
Bundesminister des Innern und der Finanzen einzuholen war, ist 
jetzt bereits beseitigt. Durch das Gemeinsame Rundschreiben der 
Bundesministcr des Innern und der Finanzen vom 31. Mai 1954 
wurde diese Zustimmung im Rahmen der den Ausführungsbehörden 
mitgeteilten vorläufigen Richtlinien und Verwaltungs Vorschriften 
allgemein erteilt. Die Beratung der endgültigen Fassung der Richt- 
linien und Verwaltungsvorschriften mit den beteiligten Stellen steht 
bevor. 

Die Auffassung, daß ein Gesetz erst anwendbar wird, nachdem 
Verwaltungs Vorschriften dazu ergangen sind, erscheint nicht zu- 
treffend. Die Verwaltungs Vorschriften regeln das Verwaltungs- 
verfahren und dienen der Klärung rechtlicher Zweifelsfragen vor- 
behaltlich der Entscheidung der Gerichte. Die für die praktische 
Durchführung der beiden Gesetze wichtigsten Fragen sind in den 
erwähnten Gemeinsamen Rundschreiben der Bundesminister des 
Innern und der Finanzen behandelt. 

Zu 2 der Anfrage 

Die Verwaltungs Vorschriften zu den §§ 72 bis 74 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen sind von der Bundesregierung und vom 
Bundesrat verabschiedet. Sie werden in den nächsten Tagen ver- 
öffentlicht. 

Zu 3 der Anfrage 

Wie bereits zu 1 der Anfrage erwähnt, sind vorläufige Richtlinien, 
auch zu § 110 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 und zu den §§ 115 und 
128 des Bundesbeamtengesetzes, im Gemeinsamen Rundschreiben 
der Bundesminister des Innern und der Finanzen vom 31. Mai 1954 
den zuständigen Stellen mitgeteilt worden. 


In Vertretung 


Bleek 



